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STRASSENVERKEHRSORDNUNGS-REFORM

„Geblitzt“? Es bleibt teuer!

|  Trotz Fehler bei der Reform der Straßenverkehrsordnung bleiben Bußgelder für zu schnelles 
Fahren zulässig. So entschied es jetzt das Oberlandesgericht (OLG) Zweibrücken.  |

Ein Amtsgericht (AG) hat einen Autofahrer zu einer Geldbuße von 100 Euro verurteilt. Er war im 
September 2019 u. a. auf einer Autobahn nach Toleranzabzug mit 28 km/h zu schnell unterwegs. 
Erlaubt waren dort 100 km/h.

Der Betroffene machte beim OLG daraufhin geltend, die im Jahr 2020 geänderte Straßen­
verkehrsordnung sei wegen eines Zitierfehlers des Verordnungsgebers nicht in Kraft getreten. 
Das Gericht müsse bei der Beurteilung einer Ordnungswidrigkeit berücksichtigen, ob ein vorher 
verbotenes Verhalten inzwischen nicht mehr oder milder zu bestrafen ist. Deshalb wirke sich 
der Fehler bei der Straßenverkehrsordnungs-Reform auch zu seinen Gunsten aus, wenn die 
Geschwindigkeitsübertretung schon vor der Gesetzesänderung begangen wurde. Weil es aus 
seiner Sicht keine gültige Bußgeldregelung mehr gebe, müsse er das Bußgeld nicht zahlen.

Das OLG hat die Rechtsbeschwerde zur Klärung dieser Frage zwar zugelassen. Es hält aber am 
Bußgeld fest. Der Betroffene habe zwar Recht, dass ein milderes Gesetz auch auf zurück­
liegende Taten anzuwenden sei. Es stimme auch, dass bei der Reform der Straßenverkehrs­
ordnung das sog. Zitiergebot nicht ausreichend beachtet wurde. Deshalb seien die 2020  
geänderten und im Bereich der Fahrverbote verschärften Regeln im Straßenverkehr nicht in 
Kraft getreten. Das OLG hat aber entschieden, dass damit weder die Straßenverkehrsordnung 
noch der Bußgeldkatalog hinfällig werden. Stattdessen gelten die bisherigen Regelungen  
weiter, nach denen auch der Beschwerdeführer verurteilt worden war.

Beachten Sie  |  Demnächst werden sich die Bußgelder bei Verstößen gegen die Straßen­
verkehrsordnung empfindlich erhöhen, wenn ein neuer Bußgeldkatalog in Kraft tritt.

QUELLE  |  OLG Zweibrücken, Beschluss vom 5.11.2020, 1 OWi 2 Ss Rs 124/20

UNFALLKOSTEN

Geschädigter darf trotz Reparatur fiktiv abrechnen
|  Wer trotz durchgeführter Reparatur fiktiv abrechnen möchte, muss die tatsächlich auf­
gewendeten Reparaturkosten nicht offenlegen. Das bestätigte das Oberlandesgericht (OLG) 
München.  |

Der Versicherer hatte eine „Fantasiezahl“ (5.000 Euro statt rund 9.400 Euro laut Sach­
verständigengutachten) in den Raum gestellt und entsprechend abgerechnet. So wollte er den 
Geschädigten dazu zwingen, die aufgewendeten Kosten offenzulegen. Das ist ihm nicht  
gelungen. Denn müsste der Versicherer lediglich irgendeinen Betrag in den Raum stellen, um 
den Kläger im praktischen Ergebnis zur Vorlage der Reparaturkostenrechnung zu zwingen, sei 
dies mit der Wahlmöglichkeit des Geschädigten zwischen einer Abrechnung auf der Grundlage 
tatsächlicher oder fiktiver Reparaturkosten unvereinbar, so das OLG.

QUELLE  |  OLG München, Urteil vom 17.12.2020, 24 U 4397/20, Abruf-Nr. 220407 unter www.iww.de
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KAUFVERTRAGS-RÜCKABWICKLUNG

Verhagelter Wohnwagenkauf
|  Das Landgericht (LG) Nürnberg-Fürth musste sich mit einem Fall befassen, in dem die  
Käuferin vom Verkäufer die Rückabwicklung eines Wohnwagenkaufvertrags verlangte und 
dies u. a. damit begründete, dass der Wohnwagen schon bei Übergabe an sie einen Hagel-
schaden gehabt habe.  |

Der beklagte Verkäufer hatte das Fahrzeug seinerseits bereits im Jahr 2014 von einer Firma 
erworben, wobei der Wohnanhänger im Juli 2013 auf dem Betriebsgelände dieser Firma einen 
Hagelschaden erlitten hatte. In dem Vertrag zwischen dem Beklagten und der damaligen  
Verkäuferin ist unter dem Punkt „Unfallfreiheit“ ausdrücklich vermerkt: „Hagel“.

Im August 2019 hat die Klägerin vom Beklagten diesen gebrauchten Wohnanhänger zum Preis 
von 19.500 Euro erworben. In dem verwendeten Kaufvertragsformular war unter Ziffer II. ein 
Gewährleistungsausschluss für Sachmängel aufgenommen worden. Unter Ziffer III. hatten die 
Parteien Folgendes vereinbart: „Der Verkäufer sichert Folgendes zu: (…) Das Fahrzeug hat  
keine sonstigen Beschädigungen (…)“.

Die Klägerin erfuhr erst im September 2019 aufgrund von Wartungsarbeiten, dass der Wohn
anhänger einen Hagelschaden erlitten hatte. Sie verlangte daraufhin vom Beklagten, den Kauf-
vertrag rückabzuwickeln. Nachdem dieser dazu nicht bereit war, erhob sie Klage zum LG und 
hatte Erfolg. Der Beklagte muss an die Klägerin 19.500 Euro bezahlen und diese ihm im  
Gegenzug den Wohnanhänger zurückgeben.

Das LG hat sich zentral mit der Frage auseinandergesetzt, ob einer Rückabwicklung des Kauf-
vertrags der zwischen den Parteien unter Ziffer II. des Kaufvertrages vereinbarte Gewähr
leistungsausschluss entgegensteht. Nach Ansicht des Gerichts ist dies nicht der Fall, da das 
Nichtvorhandensein von Hagelschäden an dem Wohnanhänger Vertragsinhalt zwischen der 
Klägerin und dem Beklagten geworden sei. Der Beklagte habe in dem Kaufvertragsformular 
unter „Zusicherung des Verkäufers“ den Punkt „Das Fahrzeug hat keine sonstigen Beschädi-
gungen“ angekreuzt, ohne in das darunter liegende Freitextfeld den Umstand eines Hagel
schadens einzutragen, obwohl ihm dieser aufgrund seines eigenen Kaufvertrags bekannt  
gewesen sei. Auch in seiner Verkaufsanzeige auf einer Online-Plattform habe er nicht auf den 
Hagelschaden hingewiesen. Der Beklagte habe durch die Angabe, dass der Wohnanhänger 
„keine sonstigen Beschädigungen“ aufweise, nicht bloß eine Wissensmitteilung gemacht,  
sondern das Nichtvorhandensein eines Hagelschadens sei eine zwischen der Klägerin und dem 
Beklagten vereinbarte Beschaffenheit gewesen.

Hinzu kam hier: Die Klägerin hatte vorgetragen, explizit nach einem Hagelschaden gefragt zu 
haben, was der Beklagte daraufhin verneint haben soll. Nach der Überzeugung des LG hat die 
Beweisaufnahme (die auch eine – auf Antrag des Beklagten erfolgte – Vereidigung des als  
Zeugen vernommenen Ehemanns der Klägerin umfasste) ergeben, dass diese Behauptung der 
Klägerin zutrifft. Nachdem der Wohnanhänger aufgrund des Hagelschadens mangelhaft war 
und sich der Beklagte nicht auf einen Gewährleistungsausschluss berufen konnte, hat das LG 
den Rückabwicklungsanspruch der Klägerin bejaht.

Darüber hinaus hat das Gericht der Klägerin auch einen Betrag in Höhe von 1.079,26 Euro für 
Aufwendungen zugesprochen, die sie im Vertrauen auf die Mangelfreiheit des Wohnanhängers 
gehabt hatte. Der Beklagte muss schließlich auch die außergerichtlichen Rechtsanwaltskosten 
der Klägerin übernehmen.

QUELLE  |  LG Nürnberg-Fürth, Urteil vom 7.12. 2020, 10 O 309/20, PM Nr. 10/21 vom 25.2.2021
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KASKOVERSICHERUNG

Schlüsseleinwurf in Werkstatt-Briefkasten: Kfz-Diebstahl
|  Eine bekannte Situation: Ein Versicherungsnehmer wirft seinen Autoschlüssel in den Brief-
kasten eines Autohauses. Was geschieht, wenn das Fahrzeug anschließend gestohlen wird? 
Das Landgericht (LG) Oldenburg hat entschieden: Der Kaskoversicherer muss den Versiche-
rungsnehmer ungekürzt entschädigen, wenn er davon ausgehen durfte, dass der Briefkasten 
ausreichend gesichert ist.  |

Nach Ansicht des LG bestand für den Versicherungsnehmer aufgrund der Örtlichkeiten der  
Eindruck, als befinde sich der Briefkasten in einem geschützten Bereich. Er musste bei diesem 
äußeren Bild keine Bedenken haben, dass der Schlüssel von Unbefugten aus dem Briefkasten 
herausgenommen werden würde.

Zudem habe der Versicherungsnehmer angegeben, er habe darauf geachtet, dass der  
Schlüssel nach unten fällt. Vor diesem Hintergrund sah das LG keine Anhaltspunkte dafür, dass 
er grob fahrlässig gegen seine Obliegenheit verstoßen hätte. Folge: Der Kaskoversicherer muss 
den Schaden ungekürzt ersetzen. Das Urteil ist rechtskräftig.

Beachten Sie  |  Das Urteil zeigt, dass für den Versicherungsnehmer die Sorgfaltspflicht  
besteht, sich zu vergewissern, dass der Autoschlüssel in einem Autohaus-Briefkasten  
zumindest dem Anschein nach sicher aufgehoben ist.

QUELLE  |  LG Oldenburg, Urteil vom 14.10.2020, 13 O 688/20, Abruf-Nr. 220593 unter www.iww.de

SCHADENMINDERUNGSPFLICHT

Überangebot bei nahezu zeitgleichem Verkauf verspätet
|  Bereits vor etwa elf Jahren hatte der Bundesgerichtshof (BGH) entschieden: Ein von der 
gegnerischen Versicherung übermitteltes höheres Restwertangebot („Überangebot“) ist zu 
berücksichtigen, falls das unfallbeschädigte Fahrzeug bis dahin noch nicht zum Restwert aus 
dem vom Geschädigten eingeholten Gutachten verkauft wurde. Nun stellt das Amtsgericht 
(AG) Lübeck klar: Geht ein Restwert-Überangebot des Versicherers ein, ist es möglich, dass 
sich dieses mit dem Verkauf des verunfallten Fahrzeugs zum gutachterlich ermittelten Wert 
überschneidet. Der Geschädigte verstößt dann nicht gegen die Schadenminderungspflicht, 
wenn er zum niedrigeren Betrag verkauft.  |

Im Fall des AG ging das Überangebot per Mail um 10:30 Uhr beim Anwalt des Geschädigten ein. 
Am gleichen Tag um 11:04 Uhr schickte der Geschädigte den Nachweis an die Kanzlei, dass er 
das unfallbeschädigte Fahrzeug kurz zuvor verkauft hatte.

Der eintrittspflichtige Versicherer meinte, das Überangebot habe vor dem Verkauf vorgelegen. 
Denn es komme darauf an, wann es beim Anwalt eingeht. Schließlich sei der Anwalt der Vertre-
ter des Geschädigten. Davon abweichend könne man sich den Fall ja auch so denken, dass der 
Geschädigte nach der Arbeit zu seinem Händler fährt und verkauft, aber ein Überangebot seit 
ein paar Stunden bei ihm im Briefkasten liegt.

Das sah das AG anders. Denn nach der Verkehrsanschauung könne auch vom Anwalt nicht  
erwartet werden, dass er von einer E-Mail unmittelbar nach dem Eingang Kenntnis erlangt.

QUELLE  |  AG Lübeck, Hinweisbeschluss vom 10.2.2021, 27 C 2389/20, Abruf-Nr. 220570 unter www.iww.de


